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Union und FDP schließen höhere 
Müllgebühren aus
  

Die Gebührenerhöhung für Müll- und Abwasser soll laut Union und FDP doch kein Thema sein. Ein Entwurf
im Koalitionsvertrag hatte bei kommunalen Unternehmen und dem Mieterbund die Alarmglocken schrillen
lassen. Die Formulierung ist jedoch Auslegungssache. Private Entsorger dringen auf mehr Wettbewerb.
  

Union und FDP haben Befürchtungen über
steigende Gebühren für die Müll- und
Abwasserentsorgung klar zurückgewiesen. "Es
wird definitiv keine Gebührenerhöhung geben",
verlautete aus Koalitions-Verhandlungskreisen.
"Die Aufregung ist künstlich und völlig 
unangebracht."
Hintergrund sind Pläne der angehenden
Regierungspartner, kommunale Unternehmen
künftig genauso zu besteuern wie private
Anbieter. Laut Union und FDP ist aber offen,
ob die angestrebte Gleichbehandlung auch zu
einer höheren Steuerbelastung kommunaler
Unternehmen führt. Auch private Entsorger
wiesen die Befürchtungen als unbegründet
zurück und sprachen von "Panikmache".
Kommunalunternehmen und - Verbände sowie
der Mieterbund warnten vor Mehrbelastungen
für Bürger.
Im Entwurf für den Koalitionsvertrag heißt es:
"Wir streben Wettbewerbsgleichheit
kommunaler und privater Anbieter
insbesondere bei der Umsatzsteuer an, um
Arbeitsplätze zu sichern und Investitionen zu
ermöglichen." Damit könnte die
Mehrwert-Steuerbefreiung für kommunale
Unternehmen wegfallen. Mögliche Mehrkosten
könnten dann an die Bürger weitergegeben
werden. Eine Gleichbehandlung könnte aber
auch bedeuten, dass sowohl kommunale als
auch private Anbieter das Steuerprivileg nutzen 
können.
Die Entsorgung von Abwasser- und Hausmüll
ist in Deutschland

   hoheitliche Aufgabe, die zu den Kernaufgaben
der öffentlichen Daseinsvorsorge gehören.
Weil dies dem Gemeinwohl dient, sind
Kommunalbetriebe von der Mehrwertsteuer
befreit - bei der Müllabfuhr und beim Abwasser
komplett, beim Trinkwasser wird nur die halbe
Steuer fällig. Dafür aber dürfen kommunale
Betriebe die Mehrwertsteuer etwa beim Kauf
von Material und Gerät nicht absetzen.
Private Entsorger dringen auf mehr
Wettbewerb. Beim Europäischen Gerichtshof
sind Klagen anhängig. Die FDP verspricht sich
mehr Effizienz. Sie soll dazu führen, dass die 
Entsorgungs -Gebühren nicht dauerhaft steigen.
Die Kommunalunternehmen könnten zudem
mit der Gleichbehandlung den Vorsteuerabzug
geltend machen.
Der Städtetag warnte, würde eine
Umsatzsteuerpflicht eingeführt, müssten die
Bürger mit deutlich höheren Müll- und
Abwassergebühren rechnen. Nach Angaben des
Verbandes kommunaler Unternehmen droht
unweigerlich eine Gebührenerhöhung um mehr
als zwölf Prozent, wenn eine
Umsatzsteuerpflicht für öffentliche
Abwasserentsorger oder Abfallunternehmen
eingeführt wird.
Der Präsident des Bundesverbandes der 
Entsorgungswirtschaft , Peter Kurth , erklärte
dagegen: "Die privaten Entsorger in
Deutschland sind bereit sicherzustellen, dass
die Einführung der

   Umsatzsteuergleichbehandlung nicht zu Gebührenerhöhungen für die Bürger führt."
Die Kommunen waren bereits Sturm gegen diese Pläne gelaufen. Jürgen Busse, Geschäftsführer
der bayerischen Gemeinden, sprach von einer "ungeheuren Abzocke der Bürger". Beim VKU sieht
man die geplante Senkung der Abgabenlast für jeden Bürger konterkariert.
Derzeit wird der Müll in einem Drittel der Kommunen von staatlichen Firmen und in zwei Dritteln
von privaten Anbietern gesammelt. Gegen das Mehrwertsteuerprivileg klagte der BDE bereits bei
der Europäischen Union. "Deutschland ist innerhalb der EU das einzige Land, in dem private
Unternehmen bei der Umsatzsteuer diskriminiert werden", sagt Peter Kurth . In Brüssel ist die
Regelung dem Vernehmen nach umstritten.
Auch die Deutsche Post und private Konkurrenten müssen nach einem Urteil des Europäischen
Gerichtshofs künftig gleichgestellt werden. Noch ist allerdings unklar, ob die Privatwirtschaft von
der Mehrwertsteuerpflicht befreit wird, oder die Post Steuern zahlen muss. Die Kommunen halten
den Fall für nicht vergleichbar: "Postdienstleistungen sind keine verfassungsrechtlich garantierten
Freiheiten", wehren sie ab.
Weblink: 
http://www.welt.de/wirtschaft/article4940152/Union-und-FDP-schliessen-hoehere-Muellgebuehren 
-aus.html
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Höhere Gebühren entfachen Streit 
  

Private Entsorger werfen Koalition Panikmache vor 
  

Von Monika Dunkel, Berlin 
P rivate Entsorger und Wirtschaftsliberale von
Union und FDP haben die Befürchtung einer
Gebührenexplosion bei Müll und Abwasser als
"Panikmache" zurückgewiesen. "Mehr
Wettbewerb wird in diesem Bereich zu
geringeren Gebühren führen", sagte Michael
Fuchs, mittelstandspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion. Ein Beispiel sei die Stadt
Braunschweig, die seit der Privatisierung der
Stadtentwässerung dem Bürger sogar geringere
Gebühren abverlange. Die kommunalen
Unternehmen schürten hier lediglich Panik, um
ihre Schutzzäune behalten zu können. Die
privaten Anbieter stellten zugleich stabile 
Entsorgungsgebühren in Aussicht. 
Den Bürgern drohen nach Ansicht der
Kommunalunternehmen und -verbände

   deutlich höhere Gebühren für die Müll- und
Abwasserentsorgung. Laut Mieterbund drohen
pro Haushalt Mehrkosten von jährlich 150
Euro. Grund: Die angehenden
Regierungspartner CDU/CSU und FDP wollen
kommunale Unternehmen künftig genauso
besteuern wie private Anbieter. Das geht aus
dem Entwurf für den Koalitionsvertrag hervor.
Wettbewerbsgleichheit kommunaler und
privater Anbieter insbesondere bei der
Umsatzsteuer soll danach Arbeitsplätze sichern
und Investitionen ermöglichen. 
Der SPD-Fraktionsvize Joachim Poß sagte:
"Schwarz-Gelb will die Bürger an jeder Ecke
abzocken." Schon heute stelle die sogenannte
zweite Miete für viele Haushalte eine enorme
Belastung dar, eine weitere Gebührenerhöhung
von bis zu 20 Prozent sei da kaum mehr zu

   verkraften. Grünen-Chef Cem Özdemir forderte
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) dazu
auf, die FDP bei Plänen zur Besteuerung
kommunaler Unternehmen zu bremsen. 
Der Präsident des Bundesverbandes der 
Entsorgungswirtschaft Peter Kurth erklärte am
Donnerstag, dass die privaten Entsorger
sicherstellen könnten, dass die
Umsatzsteuergleichbehandlung nicht zu
höheren Gebühren führe. In mehr als zwei
Dritteln der Städte und Gemeinden erledigten
bereits heute private Unternehmen die 
Entsorgung . "Und zwar zu Preisen, die - trotz
Mehrwertsteuerbelastung - den Vergleich mit
kommunalen Unternehmen nie scheuen
mussten." In der Europäischen Union würde
bisher nur Deutschland private Anbieter bei der
Umsatzsteuer diskriminieren. 
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Schwarz-Gelb will Müll und Wasser nicht
teurer machen
  

http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,656826,00.html
  

Es ist ein klares Bekenntnis: Union und FDP haben Befürchtungen über steigende Gebühren für die Müll- und
Abwasserentsorgung zurückgewiesen, wenn kommunale Versorger genauso wie private Anbieter besteuert
werden. Die Aufregung sei künstlich und unangebracht.
  

Berlin - Viel Lärm um nichts? Die künftigen
Koalitionäre aus Union und FDP wehren sich
gegen Vermutungen, die Kosten für die Müll-
und Abwasserentsorgung würden bald steigen.
"Es wird definitiv keine Gebührenerhöhung
geben", verlautete am Donnerstag in Berlin aus
Verhandlungskreisen. "Die Aufregung ist
künstlich und völlig unangebracht." 
Hintergrund sind Pläne der angehenden
Regierungspartner, kommunale Unternehmen
künftig genauso zu besteuern wie private
Anbieter. Laut Union und FDP ist aber offen,
ob die angestrebte Gleichbehandlung auch zu
einer höheren Steuerbelastung kommunaler
Unternehmen führt. Auch private Entsorger
wiesen die Befürchtungen als unbegründet
zurück und sprachen von "Panikmache".
Kommunalunternehmen und -verbände sowie
der Mieterbund warnten vor Mehrbelastungen
für Bürger. 
Im Entwurf für den Koalitionsvertrag heißt es:
"Wir streben Wettbewerbsgleichheit
kommunaler und privater Anbieter 
insbesondere

   bei der Umsatzsteuer an, um Arbeitsplätze zu
sichern und Investitionen zu ermöglichen."
Damit könnte die Mehrwert-Steuerbefreiung
für kommunale Unternehmen wegfallen.
Mögliche Mehrkosten könnten dann an die
Bürger weitergegeben werden. Eine
Gleichbehandlung könnte aber auch bedeuten,
dass sowohl kommunale als auch private
Anbieter das Steuerprivileg nutzen können. 
Die Entsorgung von Abwasser- und Hausmüll
ist in Deutschland hoheitliche Aufgabe, die zu
den Kernaufgaben der öffentlichen 
Daseinsvorsorge gehört. Weil dies dem
Gemeinwohl dient, sind Kommunalbetriebe
von der Mehrwertsteuer befreit - bei der 
Müllabfuhr und beim Abwasser komplett, beim
Trinkwasser wird nur die halbe Steuer fällig.
Dafür aber dürfen kommunale Betriebe die
Mehrwertsteuer etwa beim Kauf von Material
und Gerät nicht absetzen. 
Warnungen vor deutlich höheren Gebühren 
Private Entsorger dringen auf mehr 
Wettbewerb.

   Beim Europäischen Gerichtshof sind Klagen
anhängig. Die FDP verspricht sich mehr
Effizienz. Sie soll dazu führen, dass die 
Entsorgungsgebühren nicht dauerhaft steigen.
Die Kommunalunternehmen könnten zudem
mit der Gleichbehandlung den Vorsteuerabzug
geltend machen. 
Der Städtetag warnte, dass die Bürger im Falle
einer Einführung der Umsatzsteuerpflicht mit
deutlich höheren Müll- und Abwassergebühren
rechnen müssten. Nach Angaben des
Verbandes kommunaler Unternehmen droht
unweigerlich eine Gebührenerhöhung um mehr
als zwölf Prozent, wenn eine
Umsatzsteuerpflicht für öffentliche
Abwasserentsorger oder Abfallunternehmen
eingeführt wird. 
Der Präsident des Bundesverbandes der 
Entsorgungswirtschaft , Peter Kurth , erklärte
dagegen: "Die privaten Entsorger in
Deutschland sind bereit sicherzustellen, dass
die Einführung der
Umsatzsteuergleichbehandlung nicht zu
Gebührenerhöhungen für die Bürger führt." 
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Müllabfuhr mit Mehrwertsteuer und eine
Entlastung für die Gastwirte
  

Geringerer Steuersatz für Hotels und Kneipen erwogen / Unternehmen gleichstellen
  

mas. BERLIN, 22. Oktober. Union und FDP
erwägen, die öffentliche Abfallentsorgung
künftig der Mehrwertsteuer zu unterwerfen. Die
FDP hat vorgeschlagen, öffentliche wie private
Unternehmen zu besteuern, um die
Wettbewerbsbedingungen anzugleichen. Die
Kommunen protestierten. Die Mehrwertsteuer
auf die Hausmüllentsorgung und die
Abwasserentsorgung zöge eine Mehrbelastung
in Milliardenhöhe nach sich, warnte der
Deutsche Städtetag. "Würde hier eine
Umsatzsteuerpflicht eingeführt, müssten die
Bürgerinnen und Bürger mit deutlich höheren
Müll- und Abwassergebühren rechnen", betonte
Hauptgeschäftsführer Stephan Articus. Union
und FDP traten den Befürchtungen entgegen.
"Es wird definitiv keine Gebührenerhöhung
geben", zitierte die Deutsche Presseagentur am
Donnerstag Abend aus Verhandlungskreisen.
Nach Informationen dieser Zeitung stand der
Punkt Mehrwertsteuerpflicht gleichwohl
weiterhin zur Diskussion.
Die privaten Entsorger verwiesen darauf, dass
Deutschland das einzige Land in der
Europäischen Union sei, in dem private
Unternehmen steuerlich schlechter als
öffentliche gestellt würden. Die Abschaffung
der Diskriminierung sei überfällig. "Die
privaten Entsorger in Deutschland sind bereit
sicherzustellen, dass die Einführung der
Umsatzsteuergleichbehandlung nicht zu
Gebührenerhöhungen für die Bürger führt",
versprach der Präsident des Bundesverbands
der Deutschen Entsorgungswirtschaft , Peter 
Kurth .
Wie aus der FDP zu hören ist, soll die
diskutierte Mehrwertsteuerpflicht öffentlicher
Betriebe nicht für Abwasser oder gar Wasser
gelten, sondern zunächst nur für Abfall . Auch
denke man nicht an den

   Regelsteuersatz, sondern an den reduzierten
Umsatzsteuersatz. Die genannte Zahl von 4
Milliarden Euro Steuermehreinnahmen sei
haltlos. Die steuerlichen Mehreinnahmen seien
kaum der Rede wert.
CDU, CSU und FDP prüfen nach wie vor
ernsthaft, Übernachtungen und
Restaurantbesuche dem geringen
Mehrwertsteuersatz zu unterwerfen. Die FDP
fordert, dass der Mehrwertsteuersatz zumindest
für das Gaststättengewerbe auf 7 Prozent
gesenkt wird. Die CSU will auch Hotels
einbeziehen. CSU und FDP haben im
Wahlkampf versprochen, Übernachtungen und
Restaurantbesuche künftig mit dem ermäßigten
Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent zu belasten.
Bisher ist der Normalsatz von 19 Prozent fällig.
Ein derartiges Steuergeschenk für Hotelbesitzer
und Gastronomen kostet den Fiskus bis zu
knapp 5 Milliarden Euro im Jahr. Auf den Bund
entfällt davon gut die Hälfte. Bis 2013 würden
sich die Mindereinnahmen von Bund, Ländern
und Gemeinden auf gut 13 Milliarden Euro
summieren, beim Bund allein wären es gut 7
Milliarden. Das haben Berechnungen ergeben,
die den Verhandlungen zugrundeliegen. Solche
Ausfälleerschweren die Konsolidierung des
Bundeshaushalts wie die Finanzierung einer
allgemeinen Steuersenkung. CDU, CSU und
FDP haben auch drei kleinere Varianten
durchrechnen lassen: die Ausnahme für Speisen
und Getränke in Gaststätten, für das Essen im
Restaurant und für Hotels. Das
Komplettangebot für die Gaststätten kostet den
Fiskus etwa 3,7 Milliarden Euro im Jahr, bis
2010 etwa 10,5 Milliarden Euro. Der
Steuernachlass nur für Speisen belastet die
öffentlichen Haushalte mit 2,2 Milliarden Euro
im Jahr und bis 2013 mit insgesamt mehr als 6
Milliarden Euro. Die

   Beschränkung auf die Hotels würde mit 1
Milliarde Euro im Jahr und über die gesamte
Legislaturperiode mit 2,7 Milliarden Euro zu
Buche schlagen. Der Deutsche Hotel- und
Gaststättenverband (Dehoga) hat vor der
Bundestagswahl intensiv für eine geringere
Belastung geworben. Doch von Preissenkungen
war nie die Rede.
Union und FDP planen zudem eine
Kommission, die sich mit dem Katalog der
ermäßigten Mehrwertsteuer befassen soll. In der
Besteuerung von Postdienstleistungen sollen
Ungleichgewichte beseitigt werden. Für die
Deutsche Post AG sind normale Briefe und
leichtere Päckchen von der Mehrwertsteuer
befreit, für ihre Wettbewerber nicht.
Sofern es finanzierbar ist, ist zudem verabredet
worden, krisenverschärfende Elemente der
Unternehmensbesteuerung zu mildern. Verluste
sollen stärker berücksichtigt werden (beim Kauf
von Unternehmen, der Umstrukturierung im
Konzern und bei stillen Reserven). Die
Zinsschranke soll entschärft werden, so dass
Zinsaufwendungen wieder stärker von der
Steuer abgezogen werden können. Die
Hinzurechnung von Mieten in der
Gewerbesteuer will man von 65 auf 50 Prozent
senken. Eine Klausel in der Grunderwerbsteuer
soll Umstrukturierungen im Konzern
erleichtern. Nicht zuletzt sollen die privaten
Steuerberatungskosten wieder steuermindernd
berücksichtigt werden, wenn die Finanzlage es
zulässt. Da dies - anders als die Ausnahmen für
Hotels und Gaststätten - nur relativ geringe
Steuerausfälle verursacht, wird damit gerechnet,
dass diese Punkte im Koalitionsvertrag stehen 
werden.

"Eine Umsatzsteuerpflicht führt zu höheren
Gebühren für die Bürger."

Stephan Articus, Deutscher Städtetag
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Kommunen warnen vor steigenden Müllgebüh-
ren
Koalition erwägt Ende des Mehrwertsteuer-Privilegs für kommunale Firmen - Private Konkurrenten se-
hen ihre Position gestärkt

Von Carsten Dierig

Köln - Deutschlands Verbrauchern
droht eine kräftige Erhöhung der Müll-
und Abwassergebühren. "Die Preise
könnten um mehr als zwölf Prozent stei-
gen", sagt Hans-Joachim Reck, Haupt-
geschäftsführer des Verbands der kom-
munalen Unternehmen (VKU). Als
Grund nannte er die Pläne von Union
und FDP, staatliche Abwasser- und Ent-
sorgungsunternehmen künftig genauso
zu besteuern wie private Firmen. Schät-
zungen zufolge würden Bund und Län-
der dadurch bis zu vier Mrd. Euro ein-
nehmen. Union und FDP wiesen die Be-
fürchtungen allerdings zurück. "Es wird
definitiv keine Gebührenerhöhung ge-
ben", verlautete aus Verhandlungskrei-
sen. "Die Aufregung ist künstlich und
völlig unangebracht."

Derzeit zahlen kommunale Betriebe kei-
ne Mehrwertsteuer, private dagegen den
vollen Satz von 19 Prozent. Das könnte
sich unter einer schwarz-gelben Bun-
desregierung ändern. In einem Papier
der Arbeitsgruppe Wirtschaft, Energie
und Aufbau Ost heißt es: "Wir streben
Wettbewerbsgleichheit kommunaler
und privater Anbieter insbesondere bei
der Umsatzsteuer an, um Arbeitsplätze
zu sichern und Investitionen zu ermögli-
chen." Die Kommunen laufen Sturm ge-
gen die Pläne. Jürgen Busse, Geschäfts-
führer der bayerischen Gemeinden,
spricht von einer "ungeheuren Abzocke

der Bürger". Beim VKU sieht man die
geplante Senkung der Abgabenlast kon-
terkariert.

Die Belastungen wären von Stadt zu
Stadt unterschiedlich, da die Müllge-
bühren laut einer Studie der Initiative
Soziale Marktwirtschaft stark differie-
ren. Während etwa eine vierköpfige Fa-
milie in Gelsenkirchen jährlich 171 Eu-
ro für Müll zahlen musste, waren es in
Mönchengladbach 674 Euro. Laut Deut-
schem Mieterbund könnten sich die Be-
träge um bis zu 150 Euro erhöhen.
"Damit werden Mieter und selbstnut-
zende Eigentümer in Deutschland sch-
licht abkassiert", sagt DMB-Präsident
Franz-Georg Rips.

Die privaten Abfallunternehmen bewer-
ten das Vorhaben anders. "Damit käme
es endlich zur längst überfälligen An-
passung der steuerlichen Benachteili-
gung der Privatwirtschaft", sagt Peter
Kurth, Präsident des Bundesverbands
der Deutschen Entsorgungswirtschaft
(BDE). Die angedrohten Steigerungen
bezeichnet Kurth als unseriöse Panik-
mache: "Die Gebühren müssen nicht
zwangsläufig steigen." Schon heute
würden private Unternehmen zu ver-
gleichbaren Preisen arbeiten wie die
Kommunen - trotz der steuerlichen
Mehrbelastung.

Derzeit wird der Müll in einem Drittel
der Kommunen von staatlichen Firmen

und in zwei Dritteln von privaten An-
bietern gesammelt. Gegen das Mehr-
wertsteuerprivileg klagt der BDE bereits
bei der EU. "Deutschland ist innerhalb
der EU das einzige Land, in dem private
Unternehmen bei der Umsatzsteuer dis-
kriminiert werden", sagt Kurth. In Brüs-
sel ist die Regelung dem Vernehmen
nach umstritten.

Auch die Deutsche Post und private
Konkurrenten müssen nach einem Urteil
des Europäischen Gerichtshofs gleich-
gestellt werden. Noch ist allerdings un-
klar, ob die Privatwirtschaft von der
Mehrwertsteuerpflicht befreit wird, oder
die Post Steuern zahlen muss. Die Kom-
munen halten den Fall für nicht ver-
gleichbar: "Postdienstleistungen sind
keine verfassungsrechtlich garantierten
Freiheiten."

Abbildung: Ein Müllmann der Berliner
Stadtreinigung BSR zieht eine Tonne
aus einem Mietshaus. Das Unternehmen
ist als Anstalt des öffentlichen Rechts
von der Mehrwertsteuer befreit FOTO:
PA/DPA/KLAUS-DIETMAR GAB-
BERT

© 2009 PMG Presse-Monitor GmbH
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Krach um Klo-Steuer
Miet-Nebenkosten: Schwarz-gelbe Koalition plante offenbar höhere Abgaben

Der Plan der schwarz-gelben Neu-
Koalitionäre schien ebenso einfach wie
trickreich. "Wir streben Wettbewerbs-
gleichheit kommunaler und privater An-
bieter bei der Umsatzsteuer an, um Ar-
beitsplätze zu sichern und Investitionen
zu ermöglichen." Dieser an sich harmlos
und sogar positiv klingende Satz aus
dem Entwurf des Koalitionsvertrags
zielt auf die Abfall- und Wasserunter-
nehmen. Konkret geht es um die Gebüh-
ren für Wasser, Müll und Abwasser:
Weil hier die kommunalen Ver- und
Entsorger die hoheitliche Aufgaben der
Grundversorgung übernehmen, sind ihre
Leistungen bis heute teilweise oder so-
gar ganz von der Mehrwertsteuer be-
freit. Die künftige Koalition aus CDU/
CSU und FDP jedoch wollte dieses Pri-
vileg abschaffen - zugunsten der priva-
ten Ver- und Entsorger und auf Kosten
der Bürger. Denn nach Überzeugung al-
ler Experten bedeutete der Plan nur ei-
nes: Dass Frischwasser künftig mit 19
statt bislang sieben Prozent besteuert

wird, Abwasser und Müllabfuhr mit 19
statt bislang 0 Prozent.

Für einen 2-Personen-Haushalt hätte
diese Steuererhöhung eine jährliche
Mehrbelastung von knapp 100 Euro, für
einen 3-Personen-Haushalt von rund
135 Euro bedeutet. Und für den Fiskus
hätte die Klo-Steuer einen warmen
Geldregen von bis zu vier Milliarden
Euro in die Kasse gespült. Während pri-
vate Entsorger und die FDP gestern
Nachmittag zunächst abwiegelten und
von reiner "Panikmache" sprachen,
warnten Kommunalunternehmen bereits
vor einer "Abzocke" des Staates im
großen Stil und heftigen Mehrbelastun-
gen für die Bürger. Auch der Chef von
Haus + Grund München, Rudolf Stür-
zer, wetterte: "Eine höhere Mehrwert-
steuer wird drastisch zu Buche schla-
gen. Dabei sind bereits in den vergange-
nen Jahren die Betriebskosten schon
stärker als die Lebenshaltungskosten
und Mieten gestiegen." Der Präsident
des Bundesverbandes der Entsorgungs-

wirtschaft, Peter Kurth, suchte dagegen
zu beruhigen: "Die privaten Entsorger
in Deutschland sind bereit sicherzustel-
len, dass die Einführung der Umsatz-
steuergleichbehandlung nicht zu Gebüh-
renerhöhungen für die Bürger führt."
Wie die Privaten dies bewerkstelligen
wollten, blieb gestern indes das Ge-
heimnis Peter Kurths. Als gestern
Abend schließlich immer klarer wurde,
dass die Reaktionen auf die Klo-Steuer
flächendeckend verheerend ausfallen
würden, ruderten die Macher des Pa-
piers eilfertig zurück. "Es wird definitiv
keine Gebührenerhöhung geben",
schallte es am Donnerstagabend in Ber-
lin aus Koalitions-Verhandlungskreisen,
"die Aufregung ist künstlich und völlig
unangebracht." was/mdu

© 2009 PMG Presse-Monitor GmbH

8



Quelle DER TAGESSPIEGEL vom 23. 10. 2009
Seite 017
Ressort WIRTSCHAFT
Rubrik WIRTSCHAFT

Abwasser und Müll könnten teurer werden
Steuerprivileg für Staatsfirmen gefährdet
Berlin - Auf die Bürger kommen mögli-
cherweise höhere Gebühren für Müll-
und Abwasserentsorgung zu. FDP und
Union wollen in Zukunft kommunale
Unternehmen genauso besteuern wie
private Firmen. Bislang sind staatseige-
ne Anbieter von der 19-prozentigen
Umsatzsteuer befreit. Der Deutsche
Mieterbund geht von bis zu 150 Euro
Mehrkosten pro Haushalt und Jahr aus,
sollte die Koalition sich auf eine ent-
sprechende Regelung verständigen. Ei-
ne Zusatzbelastung von 63 Euro pro
Jahr in Berlin sieht dagegen der Ver-
band Berlin-Brandenburgischer Woh-
nungsunternehmen.

"Es wird definitiv keine Gebührenerhö-
hung geben", verlautete am Donnerstag-
abend aus Verhandlungskreisen. Der
FDP-Entsorgungsexperte Horst Meier-
hofer warnte davor, Panik zu verbreiten.
Mit einer Gleichbehandlung gehe nicht
automatisch eine Gebührenerhöhung
einher.

"Wir streben Wettbewerbsgleichheit

kommunaler und privater Anbieter ins-
besondere bei der Umsatzsteuer an, um
Arbeitsplätze zu sichern und Investitio-
nen zu ermöglichen", heißt es in einem
Entwurf zum Koalitionsvertrag vom
Donnerstag, der dieser Zeitung vorlag.
In einem älteren Entwurf war der Punkt
aber noch als nicht abschließend geklärt
markiert. Die Passage könnte auch be-
deuten, dass private wie öffentliche Un-
ternehmen von der Steuerpflicht befreit
werden.

Die Entsorgung von Abwasser und Müll
gilt als hoheitliche Aufgabe. Auf Müll-
abfuhr und Abwasser ist daher keine
Umsatzsteuer fällig, bei Trinkwasser
gilt der halbe Satz. Privaten Entsorgern
ist dies ein Dorn im Auge. Man sei be-
reit sicherzustellen, dass die steuerliche
Gleichbehandlung nicht zu Gebührener-
höhungen führt, erklärte der Bundesver-
band der Entsorgungswirtschaft. "Es
gibt nirgends einen Beleg dafür, dass
durch eine gleiche Besteuerung die Ge-
bühren angehoben werden müssen", er-
gänzte eine Sprecherin des Berliner Ent-

sorgungsunternehmens Alba.

Stephan Articus, Hauptgeschäftsführer
des Städtetags, warnte dagegen vor ei-
ner "Mehrbelastung in Milliardenhöhe".
Er verwies darauf, dass Unternehmen,
die mit der Privatwirtschaft im Wettbe-
werb stehen, bereits heute voll steuer-
pflichtig seien. Der Verband kommuna-
ler Unternehmen sprach von einer mög-
lichen Gebührenerhöhung um zwölf
Prozent.

In der FDP gab es indes Skepsis, ob das
Umsatzsteuerprivileg tatsächlich fallen
wird. "Ich vermute, das Ding kommt
nicht", sagte ein FDP-Vertreter, der den
Vertrag verhandelt, dem Tagesspiegel.
Endgültig werde in der Schlussrunde am
Freitag oder Samstag entschieden. brö
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Quelle Trierischer Volksfreund vom 23. 10. 2009
Seite 3
Ressort Gesamt-Themen der Zeit
Rubrik Trierer Zeitung

Irritationen um höhere Müllgebühren
Koalitionsparteien versuchen Befürchtungen schon im Ansatz zu zerstreuen

Fehlinterpretation von Informationen aus der Koalitionsrunde oder hastiges Zurückrudern, nachdem sich
in der Öffentlichkeit bereits Widerstand formierte? Informationen über möglicherweise steigende Müll-
und Abwassergebühren haben am Donnerstag in Deutschland zu heftigen Irritationen geführt.

(dpa) Union und FDP haben Befürch-
tungen über steigende Gebühren für die
Müll- und Abwasserentsorgung klar zu-
rückgewiesen. "Es wird definitiv keine
Gebührenerhöhung geben", verlautete
am Donnerstag in Berlin aus Koalitions-
Verhandlungskreisen. "Die Aufregung
ist künstlich und völlig unangebracht."

Hintergrund sind Pläne der angehenden
Regierungspartner, kommunale Unter-
nehmen künftig genauso zu besteuern
wie private Anbieter. Laut Union und
FDP ist aber offen, ob die angestrebte
Gleichbehandlung auch zu einer höhe-
ren Steuerbelastung kommunaler Unter-
nehmen führt. Auch private Entsorger
wiesen die Befürchtungen als unbegrün-
det zurück und sprachen von
"Panikmache". Kommunalunternehmen
und -Verbände sowie der Mieterbund
warnten vor Mehrbelastungen für Bür-
ger.

Im Entwurf für den Koalitionsvertrag
heißt es: "Wir streben Wettbewerbs-
gleichheit kommunaler und privater An-
bieter insbesondere bei der Umsatzsteu-
er an, um Arbeitsplätze zu sichern und

Investitionen zu ermöglichen." Damit
könnte die Mehrwertsteuer-Befreiung
für kommunale Unternehmen wegfal-
len. Mögliche Mehrkosten könnten dann
an die Bürger weitergegeben werden.
Eine Gleichbehandlung könnte aber
auch bedeuten, dass sowohl kommunale
als auch private Anbieter das Steuerpri-
vileg nutzen können.

Die Entsorgung von Abwasser- und
Hausmüll ist in Deutschland hoheitliche
Aufgabe, die zu den Kernaufgaben der
öffentlichen Daseinsvorsorge gehören.
Weil dies dem Gemeinwohl dient, sind
Kommunalbetriebe von der Mehrwert-
steuer befreit - bei der Müllabfuhr und
beim Abwasser komplett, beim Trink-
wasser wird nur die halbe Steuer fällig.
Dafür aber dürfen kommunale Betriebe
die Mehrwertsteuer etwa beim Kauf von
Material und Gerät nicht absetzen.

Private Entsorger dringen auf mehr
Wettbewerb. Beim Europäischen Ge-
richtshof sind Klagen anhängig. Die
FDP verspricht sich mehr Effizienz. Sie
soll dazu führen, dass die Entsorgungs-
gebühren nicht dauerhaft steigen. Der

Städtetag warnte, würde eine Umsatz-
steuerpflicht eingeführt, müssten die
Bürger mit deutlich höheren Müll- und
Abwassergebühren rechnen. Nach An-
gaben des Verbandes kommunaler Un-
ternehmen droht unweigerlich eine Ge-
bührenerhöhung um mehr als zwölf Pro-
zent, wenn eine Umsatzsteuerpflicht für
öffentliche Abwasserentsorger oder Ab-
fallunternehmen eingeführt wird. Der
Präsident des Bundesverbandes der Ent-
sorgungswirtschaft, Peter Kurth, erklär-
te dagegen: "Die privaten Entsorger in
Deutschland sind bereit, sicherzustellen,
dass die Einführung der Umsatzsteuer-
gleichbehandlung nicht zu Gebührener-
höhungen für die Bürger führt." -pf./dr

Abbildung: Drohen den Bürgern höhere
Gebühren für Abwasser und Müll? Die
Koalitionsparteien bestreiten das ener-
gisch. Foto: dpa
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Quelle die tageszeitung vom 23. 10. 2009
Seite 08
Ressort Wirtschaft und Umwelt
Autor RICHARD ROTHER |
Copyright (c) Contrapress media GmbH

Neuer Kampf um den Müll
KOMMUNEN Union und FDP planen die Abschaffung der Mehrwertsteuerbefreiung für kommunale Un-
ternehmen, schließen aber höhere Gebühren für Müllentsorgung aus

VON RICHARD ROTHER

Die schwarz-gelbe Koalition plant die
Abschaffung der steuerlichen Besser-
stellung kommunaler Betriebe."Wir
streben Wettbewerbsgleichheit kommu-
naler und privater Anbieter insbesonde-
re bei der Umsatzsteuer an", heißt es in
einem Entwurf für den Koalitionsver-
trag. Würde das Vorhaben umgesetzt,
müssten künftig auch kommunale Ent-
sorger die Mehrwertsteuer von 19 Pro-
zent zahlen - und könnten diese Kosten
auf die Gebühren umlegen. Insgesamt
könnten Bund und Länder rund 4 Mil-
lionen Euro als Zusatzeinnahmen aus
der Mehrwertsteuer erzielen.

Die Forderung der FDP-Unterhändler
geht sogar noch darüber hinaus. In ecki-
gen Klammern steht in dem Entwurf:
"Vorschlag FDP: Öffentliche und pri-
vatrechtliche Unternehmen werden
grundsätzlich steuerlich gleichgestellt."
Welche Formulierung gewählt wird, ist
noch offen, doch wird sich die FDP
kaum durchsetzen. Schließlich wäre ihre
Formulierung ein verbindliches Pro-

gramm, während die Formulierung "Wir
streben an" der Union ein Hintertürchen
offen ließe. Immerhin ist sie - im Ge-
gensatz zur FDP - in den Kommunen
verwurzelt und dürfte ein Interesse ha-
ben, öffentliche Unternehmen zu schüt-
zen.

Der Deutsche Städtetag kritisiert die
schwarz-gelben Pläne. Hoheitliche Auf-
gaben der Daseinsvorsorge wie die
Hausmüll- und Abwasserentsorgung
würden zu Recht nicht besteuert, so
Verbandshauptgeschäftsführer Stephan
Articus. "Die öffentliche Hand besteuert
sich nicht selbst." Würde hier eine Um-
satzsteuerpflicht eingeführt, müssten die
Bürger mit deutlich höheren Gebühren
rechnen.

Kritik äußert auch der Verband kommu-
naler Unternehmen. "Unsere Unterneh-
men haben einen öffentlich-rechtlichen
Auftrag, den keiner infrage stellen soll-
te", so der Verbandshauptgeschäftsfüh-
rer Hans-Joachim Reck. Private Entsor-
gungsunternehmen hätten sich "schon
oft die Rosinen rausgepickt". Der Ver-

band der Deutschen Entsorgungswirt-
schaft, der die Privaten vertritt, wider-
spricht: In mehr als zwei Drittel der
Kommunen erledigten bereits private
Unternehmen die Entsorgung, so der
Verband. Dies geschehe zu Preisen, die
trotz Mehrwertsteuerbelastung den Ver-
gleich mit kommunalen Unternehmen
nie scheuen mussten.

Befürchtungen über steigende Gebühren
für die Müll- und Abwasserentsorgung
wurden gestern Abend zurückgewiesen.
"Es wird definitiv keine Gebührenerhö-
hung geben", verlautete aus Verhand-
lungskreisen der künftigen Koalitionäre.

"Die öffentliche Hand besteuert sich
nicht selbst"

STEPHAN ARTICUS
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Quelle Rundschau für den Schwäbischen Wald vom 23. 10. 2009
Seite 2
Ressort Politik

Wird Müll bald teurer?
Steuerprivileg für kommunale Entsorgungsfirmen auf der Kippe

Die Steuerbefreiung für die Müll- und Abwasserentsorgung soll nach den Plänen der neuen Koalition ent-
fallen. Das könnten die Verbraucher zu spüren bekommen. Sie müssen mit höheren Gebühren rechnen.

Den Bürgern drohen nach den Plänen
von Union und FDP höhere Gebühren
für die Müll- und Abwasserentsorgung.
Die angehenden Regierungspartner wol-
len kommunale Unternehmen künftig
genauso besteuern wie private Anbieter.
Das geht aus einem der dpa vorliegen-
den Entwurf für den Koalitionsvertrag
hervor. Laut Mieterbund drohen pro
Haushalt Mehrkosten von jährlich 150
Euro. Union und FDP haben die Be-
fürchtungen zurückgewiesen. 'Die Auf-
regung ist künstlich und völlig unange-
bracht', hieß es aus Verhandlungskrei-
sen.

Nach Angaben der 'Financial Times
Deutschland' könnte der Plan Schätzun-
gen zufolge bis zu vier Milliarden Euro
in die Kasse von Bund und Ländern
spülen. Die Gebühren für Abfall und
Abwasser könnten um 12 bis 20 Prozent
steigen, wenn das Steuerprivileg fällt.
Es gibt auch Experten, die das bezwei-
feln.

Die Entsorgung von Abwasser- und
Hausmüll sind in Deutschland hoheitli-
che Aufgaben, die zu den Kernaufgaben
der öffentlichen Daseinsvorsorge gehö-

ren. Weil dies dem Gemeinwohl dient,
sind Kommunalbetriebe von der Mehr-
wertsteuer befreit - bei der Müllabfuhr
und beim Abwasser komplett, beim
Trinkwasser wird nur die halbe Steuer
fällig. Dafür dürfen kommunale Betrie-
be die Mehrwertsteuer etwa beim Kauf
von Material und Gerät nicht absetzen.

Der Städtetag warnte, würde eine Um-
satzsteuerpflicht eingeführt, müssten die
Bürger mit deutlich höheren Müll- und
Abwassergebühren rechnen. Hauptge-
schäftsführer Stephan Articus verwies
darauf, dass öffentliche Unternehmen,
die mit der Privatwirtschaft im Wettbe-
werb stehen, bereits voll steuerpflichtig
seien. Für hoheitliche Aufgaben der Da-
seinsvorsorge wie der Müllentsorgung
und Abwasserentsorgung, bei denen es
keine private Konkurrenz gibt, gelte
dies nicht.

Nach Angaben des Verbandes kommu-
naler Unternehmen droht unweigerlich
eine Gebührenerhöhung um mehr als
zwölf Prozent, wenn eine Umsatzsteuer-
pflicht für öffentliche Abwasserentsor-
ger oder Abfallunternehmen eingeführt
wird. Private Entsorger würden sich Ro-

sinen rauspicken.

Der Präsident des Bundesverbandes der
Entsorgungswirtschaft (BDE), Peter
Kurth, wies dies zurück und erklärte:
'Die privaten Entsorger in Deutschland
sind bereit sicherzustellen, dass die Ein-
führung der Umsatzsteuergleichbehand-
lung nicht zu Gebührenerhöhungen für
die Bürger führt.'

In mehr als zwei Dritteln der Städte und
Gemeinden erledigten bereits heute pri-
vate Unternehmen die Entsorgung. 'Und
zwar zu Preisen, die - trotz Mehrwert-
steuerbelastung - den Vergleich mit
kommunalen Unternehmen nie scheuen
mussten.' Deutschland sei in der EU das
einzige Land, in dem private Unterneh-
men bei der Umsatzsteuer diskriminiert
würden. dpa

Abbildung: ". . .und von wem wird das
bezahlt?" Zeichnung: Horst Haitzinger
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Quelle Magdeburger Volksstimme vom 23. 10. 2009
Seite 5
Ressort Ausgabe Burger Volksstimme
Autor |

Koalitionsverhandlungen / Wehrpflicht soll kürzer werden

Treibt Schwarz-Gelb Gebühren für Müll und Ab-
wasser hoch ?
Kommunale Unternehmen sollen künf-
tig genauso besteuert werden wie priva-
te Anbieter. Das geht aus dem der Deut-
schen Presse-Agentur dpa vorliegenden
Entwurf für den Koalitionsvertrag her-
vor. Der Mieterbund fürchtet deshalb
pro Haushalt Mehrkosten von jährlich
150 Euro, wenn die Unternehmen die
Mehrkosten etwa für Müll und Abwas-
ser an die Bürger weitergeben.

Berlin ( dpa ). Union und FDP haben
Befürchtungen über steigende Gebühren
für die Müllund Abwasserentsorgung
gestern Abend klar zurückgewiesen. "
Es wird definitiv keine Gebührenerhö-
hung geben ", verlautete in Berlin aus
Verhandlungskreisen. Die Aufregung
sei künstlich und völlig unangebracht.

Hintergrund sind Pläne der angehenden
Regierungspartner, kommunale Unter-
nehmen künftig genauso zu besteuern
wie private Anbieter. Laut Union und
FDP ist aber offen, ob die angestrebte
Gleichbehandlung auch zu einer höhe-
ren Steuerbelastung kommunaler Unter-
nehmen führt. Auch private Entsorger
wiesen die Befürchtungen als unbegrün-
det zurück und sprachen von " Panikma-
che ". Kommunalunternehmen und -
Verbände sowie der Mieterbund warn-

ten vor Mehrbelastungen für Bürger.

Im Entwurf für den Koalitionsvertrag
heißt es : " Wir streben Wettbewerbs-
gleichheit kommunaler und privater An-
bieter insbesondere bei der Umsatzsteu-
er an, um Arbeitsplätze zu sichern und
Investitionen zu ermöglichen. " Damit
könnte die Mehrwert-Steuerbefreiung
für kommunale Unternehmen wegfal-
len. Mögliche Mehrkosten könnten dann
an die Bürger weitergegeben werden.
Eine Gleichbehandlung könnte aber
auch bedeuten, dass sowohl kommunale
als auch private Anbieter das Steuerpri-
vileg nutzen können.

Die Entsorgung von Abwasser- und
Hausmüll ist in Deutschland hoheitliche
Aufgabe, die zu den Kernaufgaben der
öffentlichen Daseinsvorsorge gehören.
Weil dies dem Gemeinwohl dient, sind
Kommunalbetriebe von der Mehrwert-
steuer befreit - bei der Müllabfuhr und
beim Abwasser komplett, beim Trink-
wasser wird nur die halbe Steuer fällig.
Dafür aber dürfen kommunale Betriebe
die Mehrwertsteuer etwa beim Kauf von
Material und Gerät nicht absetzen.

Private Entsorger dringen auf mehr
Wettbewerb. Beim Europäischen Ge-
richtshof sind Klagen anhängig. Die

FDP verspricht sich mehr Effizienz. Sie
soll dazu führen, dass die Entsorgungs-Ge-
bühren nicht dauerhaft steigen. Die
Kommunalunternehmen könnten zudem
mit der Gleichbehandlung den Vorsteu-
erabzug geltend machen.

Der Städtetag warnte, würde eine Um-
satzsteuerpflicht eingeführt, müssten die
Bürger mit deutlich höheren Müll- und
Abwassergebühren rechnen. Nach An-
gaben des Verbandes kommunaler Un-
ternehmen droht unweigerlich eine Ge-
bührenerhöhung um mehr als zwölf Pro-
zent, wenn eine Umsatzsteuerpflicht für
öffentliche Abwasserentsorger oder Ab-
fallunternehmen eingeführt wird. Der
Präsident des Bundesverbandes der Ent-
sorgungswirtschaft, Peter Kurth, erklär-
te dagegen : " Die privaten Entsorger in
Deutschland sind bereit sicherzustellen,
dass die Einführung der Umsatzsteuer-
gleichbehandlung nicht zu Gebührener-
höhungen für die Bürger führt. "
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Quelle Münstersche Zeitung vom 23. 10. 2009
Seite 0
Ressort Nachrichten und Kommentare
Rubrik Mantel

Wird der Müll teurer?
Schwarz-Gelb will private und kommunale Entsorger gleich besteuern

Kommunalunternehmen und -Verbände
warnten gestern sofort vor "Abzocke"
und drastischen Mehrbelastungen für
Bürger durch die Hintertür.

Union und FDP haben die Befürchtun-
gen am Abend klar zurückgewiesen. "Es
wird definitiv keine Gebührenerhöhung
geben", verlautete aus Verhandlungs-
kreisen in Berlin. "Die Aufregung ist
künstlich und völlig unangebracht."

Im Entwurf für den Koalitionsvertrag
heißt es: "Wir streben Wettbewerbs-
gleichheit kommunaler und privater An-
bieter insbesondere bei der Umsatzsteu-
er an, um Arbeitsplätze zu sichern und
Investitionen zu ermöglichen." Damit
könnte die Mehrwert- Steuerbefreiung
für kommunale Unternehmen wegfal-
len. Mehrkosten dürften an die Bürger
weiter gegeben werden. Eine Gleichbe-
handlung könnte aber auch bedeuten,

dass auch private Anbieter das Steuer-
privileg nutzen können.

Nach Angaben der "Financial Times
Deutschland" könnte der Plan bis zu
vier Milliarden Euro in die Kasse von
Bund und Ländern spülen. Die Gebüh-
ren für Abfall und Abwasser könnten im
Schnitt um 12 bis 20 Prozent steigen,
wenn das Steuerprivileg fällt.

Die Entsorgung von Abwasser- und
Hausmüll ist in Deutschland hoheitliche
Aufgabe, die zu den Kernaufgaben der
öffentlichen Daseinsvorsorge gehören.
Weil dies dem Gemeinwohl dient, sind
Kommunalbetriebe von der Mehrwert-
steuer befreit - bei der Müllabfuhr und
beim Abwasser komplett, beim Trink-
wasser wird die halbe Steuer fällig. Pri-
vate Entsorger aber dringen schon lange
auf mehr Wettbewerb.

Der Präsident des Bundesverbandes der
Entsorgungswirtschaft, Peter Kurth, ver-
sicherte denn gestern auch: "Die priva-
ten Entsorger sind bereit, sicherzustel-
len, dass die Einführung der Umsatz-
steuergleichbehandlung nicht zu Gebüh-
renerhöhungen für die Bürger führt."

In mehr als zwei Dritteln der Städte und
Gemeinden erledigten bereits private
Unternehmen die Entsorgung. "Und
zwar zu Preisen, die - trotz Mehrwert-
steuerbelastung - den Vergleich mit
kommunalen Unternehmen nie scheuen
mussten", sagte Kurth. dpa

© 2009 PMG Presse-Monitor GmbH

14



Quelle Kölner Stadt-Anzeiger vom 23. 10. 2009
Seite 3
Ressort Blick
Autor MARKUS DECKER, JOCHEN LORECK, HEINZ TUTT |

Ein Vorschlag für den Müll
Pläne von Schwarz-Gelb stoßen auf Ab-
lehnung - Kritiker befürchten höhere
Abfall- und Abwassergebühren

VON MARKUS DECKER, JOCHEN
LORECK UND HEINZ TUTT

Berlin/Düsseldorf. Was für das Leben
im Allgemeinen gilt, das gilt für die
große Politik im Besonderen: dass man
auf das Kleingedruckte achten muss. Im
noch unbekannten und bisher nicht end-
gültigen Koalitionsvertrag findet sich
etwas Kleingedrucktes, nämlich der
Satz: "Wir streben Wettbewerbsgleich-
heit kommunaler und privater Anbieter
insbesondere bei der Umsatzsteuer an,
um Arbeitsplätze zu sichern und Investi-
tionen zu ermöglichen." Gemeint sind
Unternehmen, die etwa Abwasser oder
Hausmüll entsorgen. Der kleine Satz
könnte große Wirkung entfalten. Laut
Deutschem Mieterbund drohen pro
Haushalt Mehrkosten von jährlich 150
Euro. Denn natürlich würden die Unter-
nehmen die Umsatzsteuer auf die Kon-
sumenten abwälzen.

Die Entsorgung von Abwasser und
Hausmüll sind in Deutschland hoheitli-
che Aufgaben der öffentlichen Daseins-
vorsorge. Weil sie dem Gemeinwohl
dienen, sind Kommunalbetriebe von der
Mehrwertsteuer befreit - bei der Müllab-
fuhr und beim Abwasser komplett, beim
Trinkwasser zur Hälfte. Dafür dürfen
kommunale Betriebe die Mehrwertsteu-
er etwa beim Kauf von Material und
Gerät nicht absetzen.

Private Entsorger dringen nun auf mehr
Wettbewerb. Beim Europäischen Ge-
richtshof sind entsprechende Klagen an-
hängig. Und weil sich die FDP als Par-
tei des Wettbewerbs versteht sowie auf
mehr Effizienz und dadurch stabile Prei-
se hofft, hat sie in die Koalitionsver-

handlungen die Forderung nach Wettbe-
werbsgleichheit kommunaler und priva-
ter Anbieter eingebracht - und sich da-
mit vorerst durchgesetzt. Als der Plan
gestern bekannt wurde, brach der Streit
los.

Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bunds, sagte, es werde "vielerorts zu ei-
ner spürbaren Erhöhung der Müll- und
Abwassergebühren" kommen. Dies kön-
ne nach realistischen Szenarien eine
Steigerung von bis zu 20 Prozent bedeu-
ten. "Die Zeche dieser Politik zahlen die
Verbraucher, die doch entlastet werden
sollen."

Der Verbandsfunktionär betonte, dass es
einen fairen Wettbewerb zwischen pri-
vaten und kommunalen Anbietern nicht
gebe. Letztere seien regional gebunden
und müssten Leistungen auch dann be-
reitstellen, wenn es sich nicht mehr loh-
ne. Beides sei bei den Privaten nicht der
Fall.

Auch die kommunalen Spitzenverbände
in Nordrhein-Westfalen haben sich ge-
gen die Pläne ausgesprochen. Stephan
Keller, Beigeordneter des Städte- und
Gemeindebunds NRW, erklärte: "Das
ist aus unserer Sicht eine Katastrophe."
Die Städte und Gemeinden müssten die
Umsatzsteuer in Höhe von 19 Prozent in
ihre Gesamtkalkulation einstellen. "Wir
hoffen, dass sich bei den Berliner Koali-
tionsverhandlungen der kleinere Partner
FDP nicht durchsetzt", betonte Keller.

Mönchengladbachs Oberbürgermeister
Norbert Bude, zugleich Vorsitzender
des nordrhein-westfälischen Städtetags,
erklärte: "Öffentliche Unternehmen, die
mit der Privatwirtschaft im Wettbewerb
stehen, sind auf diesen Feldern heute
bereits voll steuerpflichtig. Für hoheitli-

che Aufgaben der Daseinsvorsorge wie
die Hausmüllentsorgung und die Ab-
wasserentsorgung, bei denen es keine
private Konkurrenz gibt, gilt das aus gu-
tem Grund nicht. Denn die öffentliche
Hand besteuert sich nicht selbst." Wäh-
rend FDP-Politiker jeden Kommentar
verweigerten, erklärte der CSU-
Haushaltsexperte Bartholomäus Kalb
mit Blick auf das Vorhaben: "Man kann
da nicht grundsätzlich dagegen sein."
Viele Städte und Gemeinden hätten ihre
Betriebe schon in Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung (GmbH) umgewan-
delt und so Privaten gleichgestellt.
"Wenn kommunale Unternehmen künf-
tig steuerlich gleich behandelt werden,
dann spricht nichts dagegen, weitere
kommunale Betriebe in GmbH zu über-
führen." Für einen Sturm der Entrüstung
gebe es jedenfalls "keinen Grund".

Nachteile für die Verbraucher befürch-
tet Kalb ebenfalls nicht. "Man kann
nicht sagen, die Rechtsform der GmbH
ist sehr viel nachteiliger für den Kunden
als die Rechtsform des Eigenbetriebs",
befand er. Dies lehre die Erfahrung. Der
Präsident des Bundesverbands der Ent-
sorgungswirtschaft, Peter Kurth, versi-
cherte, die Privaten würden Gebühren-
erhöhungen vermeiden.

Übrigens könnte der Plan von Union
und FDP bis zu vier Milliarden Euro in
die Kassen von Bund und Ländern spü-
len. Den durch und durch klammen Ko-
alitionären dürfte es recht sein.

BILD: VARIO
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Höhere Müllgebühren drohen
Steuergleichheit für kommunale und
private Entsorger geplant

RALPH KOHKEMPER

Schwarz-Gelb will kommunale Entsor-
gungsunternehmen steuerlich ebenso
behandelt sehen wie private Anbieter.
Im Entwurf für den Koalitionsvertrag
heißt es: "Wir streben Wettbewerbs-
gleichheit kommunaler und privater An-
bieter insbesondere bei der Umsatzsteu-
er an, um Arbeitsplätze zu sichern und
Investitionen zu ermöglichen." Damit
könnte die Mehrwert-Steuerbefreiung
für kommunale Unternehmen wegfal-
len. Eine Gleichbehandlung könnte aber
auch bedeuten, dass sowohl kommunale
als auch private Anbieter das Steuerpri-
vileg nutzen können. Deutlicher wurde
Schwarz-Gelb gestern nicht, versicherte
aber, höhere Gebühren werde es
"definitiv" nicht geben. Für Kommunal-
unternehmen und -Verbände ist aber ei-
ne drastische Mehrbelastung unabwend-
bar, sollte das Steuerprivileg kommuna-
ler Entsorger fallen.

Wie hoch die Belastung ausfällt, hängt
maßgeblich davon ab, wie die Kommu-
nen die Aufgaben verteilt haben. In
zwei Dritteln der Gemeinden erledigen
laut des Bundesverbands der Deutschen

Entsorgungswirtschaft (BDE) bereits
private Anbieter die Abfallentsorgung
und oft auch die Straßenreinigung, wie
beispielsweise in Köln. Da diese Unter-
nehmen mehrwertsteuerpflichtig sind,
drohten den Kölnern zumindest keine
höheren Müllgebühren. Anders sähe das
beispielsweise in Hürth aus: Dort ist
beides - Abwasser- und Abfallentsor-
gung - weiter in städtischer Hand. Die
mögliche Folge: Unter Umständen müs-
sten die Bürger bei der Müllentsorgung
mit 16 bis 18, bei der Abwasserentsor-
gung mit 12 bis 15 Prozent höheren Ge-
bühren rechnen, heißt es. Man würde
aber versuchen, nicht die gesamten Ko-
sten durchzureichen.

Wer in Kommunen mit privater Abfall-
entsorgung lebt, kann aber nicht gleich
aufatmen. Die Abwassergebühr würde
wohl für alle deutlich teurer werden.
Denn in nahezu allen Gemeinden - laut
Städtetag in über 95 Prozent - ist die
Abwasserentsorgung städtisch und so-
mit bisher steuerbefreit. Im übrigen des-
halb, weil der Bereich als Daseinsvor-
sorge gilt, zu wichtig, um es dem freien
Spiel der marktwirtschaftlichen Kräfte
zu überlassen.

Der Städtetag hat ausrechnen lassen, um
wie viel die Belastung pro Kopf und

Jahr mindestens steigen würde. Dabei
ging man von 50 Kubikmetern Durch-
schnittsverbrauch und Entsorgungsko-
sten von drei Euro pro Kubikmeter aus.
Das Ergebnis: Statt 150 müsste jeder
Bundesbürger jährlich rund 170 Euro
zahlen. Und weil die Entsorgungskosten
vielfach deutlich höher lägen, bilanziert
der deutsche Mieterbund bereits, könnte
eine vierköpfige Familie schnell auch
mal mit 150 Euro mehr belastet werden
- und dass lediglich für die Abwasse-
rentsorgung. Höhere Müllgebühren sei-
en da noch gar nicht eingerechnet.

Die Ablehnungsfront ist bereits breit
aufgestellt. Der Deutsche Städtetag kri-
tisierte den Vorschlag, die Kommunen
ebenso. Karin Opphard, Geschäftsführe-
rin des Verbands kommunale Abfall-
wirtschaft, erklärte: "Der Bürger zahlt
die Zeche."

Teures Gut: Die Gebühren für Müll und
Abwasser könnten steigen.
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Finanzpolitik | Nach Plänen von Schwarz-Gelb könnten Müll- und Abwasserentsorgung für Bürger teurer werden

Angst vor steigenden Gebühren
Berlin
- Auf die Bürger kommen möglicher-
weise höhere Abfall- und Abwasserge-
bühren zu. Pläne der künftigen schwarz-
gelben Koalition, kommunale Unterneh-
men mit dem vollen Mehrwertsteuersatz
zu belegen, stießen am Donnerstag auf
scharfen Widerstand der Kommunen,
des Mieterbundes und der Opposition.
Die FDP warnte daraufhin vor Panikma-
che. Derzeit zahlen kommunale Unter-
nehmen keine Mehrwertsteuer, private
Firmen hingegen 19 Prozent.
Der Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages, Stephan Articus, sag-
te, bei einer Umsatzsteuerpflicht müs-
sten die Bürger "mit deutlich höheren
Müll- und Abwassergebühren rechnen".
Auch vom Deutschen Städte- und Ge-
meindebund hieß es: "Wer kommunale
und private Betriebe steuerlich gleich-
stellt, der erhöht die Gebühren für Ab-
fall und Abwasser. Denn die Umsatz-
steuer wird automatisch auf die Preise
umgelegt", sagte Hauptgeschäftsführer
Gerd Landsberg.
Der Deutsche Mieterbund schlug eben-
falls Alarm: "Wenn CDU, CSU und
FDP tatsächlich kommunale Unterneh-
men mit dem vollen Mehrwertsteuersatz
belegen, wird sich das Wohnen in
Deutschland deutlich verteuern. Mietern
drohen dann jährlich bis zu 150 Euro

höhere Betriebskosten", sagte Präsident
Franz-Georg Rips voraus. Insgesamt
würde dies Gebührenerhöhungen im
Milliardenbereich bedeuten.
Der Thüringer Linke-Abgeordnete
Frank Kuschel kritisierte die geplante
Gleichbehandlung. "Die Aufgabe der
Kommunen ist es, die Menschen zu ak-
zeptablen Kosten mit öffentlichen Lei-
stungen zu versorgen. Daran darf sich
auch in Zukunft nichts ändern." Der
Wegfall des kommunalen Steuerprivi-
legs werde zudem "das neoliberale Tor
zur Privatisierung" kommunaler Betrie-
be noch weiter aufstoßen, so der Kom-
munalexperte der Landtagsfraktion.
Grünen-Chef Cem Özdemir kritisierte,
Geringverdiener sollten "dafür blechen,
dass dem besserverdienenden FPD-
Klientel mit Steuersenkungen die Nase
vergoldet wird."
Die
Financial Times Deutschland hatte be-
richtet, dass im Entwurf des Koalitions-
vertrages von Union und FDP eine
"Wettbewerbsgleichheit kommunaler
und privater Anbieter insbesondere bei
der Umsatzsteuer" angestrebt werde.
Bund und Ländern, die sich die Mehr-
wertsteuer teilen, könnte der Plan bis zu
vier Milliarden Euro in die Kasse spü-
len.
Der FDP-Entsorgungsexperte Horst

Meierhofer warnte davor, Panik zu ver-
breiten. Es sei falsch, dass mit einer
Gleichbehandlung automatisch eine Ge-
bührenerhöhung einhergehe. Vielmehr
schaffe diese "einen fairen Wettbewerb
innerhalb des Systems". "Und mehr
Wettbewerb führt zu mehr Effizienz".
Der Präsident des Bundesverbandes der
Entsorgungswirtschaft, Peter Kurth, ver-
sicherte: "Die privaten Entsorger in
Deutschland sind bereit, sicherzustellen,
dass die Einführung der Umsatzsteuer-
gleichbehandlung nicht zu Gebührener-
höhungen für die Bürger führt."
Unterdessen verzichteten Union und
FDP überraschend auf einen
"Schattenhaushalt". Aus dem Kanzler-
amt hatte es rechtliche Bedenken gegen
einen Nachtragsetat in diesem Jahr zur
Finanzierung des "Schattenhaushalts"
gegeben, mit dem die Beiträge in den
kommenden Jahren stabil gehalten wer-
den sollen. Trotz zahlreicher noch offe-
ner Punkte hielten die künftigen Koaliti-
onspartner am Ziel fest, die Verhand-
lungen bis Samstag abzuschließen.
Seiten 4 und 5
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Geplante Aufhebung des Steuerprivilegs für
Kommunalbetriebe sorgt für Ärger
"Bürgern drohen höhere Gebühren"

Die Entsorgung von Abwasser- und
Hausmüll ist in Deutschland hoheitliche
Aufgabe, die zu den Kernaufgaben der
öffentlichen Daseinsvorsorge gehören.
Weil dies dem Gemeinwohl dient, sind
Kommunalbetriebe von der Mehrwert-
steuer befreit - bei der Müllabfuhr und
beim Abwasser komplett, beim Trink-
wasser wird nur die halbe Steuer fällig.
Dafür aber dürfen kommunale Betriebe
die Mehrwertsteuer etwa beim Kauf von
Material und Gerät nicht absetzen.

Die künftigen Koalitionspartner CDU/
CSU und FDP streben nun
"Wettbewerbsgleichheit kommunaler
und privater Anbieter insbesondere bei
der Umsatzsteuer" an. So steht es im ab-
schließenden Papier der Arbeitsgruppe
Wirtschaft, Energie und Aufbau Ost so-
wie im Entwurf des Koalitionsvertrags.
Schätzungen zufolge könnte dieses Vor-

haben Bund und Ländern bis zu vier
Milliarden Euro in die Kasse spülen,
wie die "Financial Times Deutschland"
schrieb. Es gibt aber auch Experten, die
Mehreinnahmen für den Staat anzwei-
feln und sogar von Mehrbelastungen
ausgehen.

Die Kommunen lehnen den Plan kate-
gorisch ab. Der Städtetag warnte, würde
eine Umsatzsteuerpflicht eingeführt,
müssten die Bürger mit deutlich höhe-
ren Müll- und Abwassergebühren rech-
nen. Nach Angaben des Verbandes
kommunaler Unternehmen droht in die-
sem Fall unweigerlich eine Gebührener-
höhung um mehr als zwölf Prozent. Der
Geschäftsführer der bayerischen Ge-
meinden, Jürgen Busse, sprach von ei-
ner "ungeheuren Abzocke der Bürger".

Der Präsident des Bundesverbandes der
Entsorgungswirtschaft (BDE), Peter

Kurth, wies dies zurück und erklärte:
"Die privaten Entsorger in Deutschland
sind bereit sicherzustellen, dass die Ein-
führung der Umsatzsteuergleichbehand-
lung nicht zu Gebührenerhöhungen für
die Bürger führt." In mehr als zwei Drit-
teln der Städte und Gemeinden erledig-
ten bereits heute private Unternehmen
die Entsorgung. "Und zwar zu Preisen,
die - trotz Mehrwertsteuerbelastung -
den Vergleich mit kommunalen Unter-
nehmen nie scheuen mussten." Deutsch-
land sei in der EU das einzige Land, in
dem private Unternehmen bei der Um-
satzsteuer bisher diskriminiert würden.
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(Dritte Zusammenfassung - Neu: Kalb, Poß)
Höhere Gebühren für Müll und Abwasser? -
Kommunen und Mieterbund schlagen Alarm -
FDP warnt vor Panikmache --Von Nikolaus Se-
delmeier--

Berlin (ddp). Auf die Bürger kommen
möglicherweise höhere Abfall- und Ab-
wassergebühren zu. Pläne der künftigen
schwarz-gelben Koalition, kommunale
Unternehmen mit dem vollen Mehr-
wertsteuersatz zu belegen, stießen am
Donnerstag auf scharfen Widerstand der
Kommunen, des Mieterbundes und der
Opposition. Die FDP warnte daraufhin
vor Panikmache. Derzeit zahlen kom-
munale Unternehmen keine Mehrwert-
steuer, private Firmen hingegen 19 Pro-
zent.

Der Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages, Stephan Articus, sag-
te, bei einer Umsatzsteuerpflicht müs-
sten die Bürger "mit deutlich höheren
Müll- und Abwassergebühren rechnen".
Auch vom Deutschen Städte- und Ge-
meindebund hieß es: "Wer kommunale
und private Betriebe steuerlich gleich-
stellt, der erhöht die Gebühren für Ab-
fall und Abwasser. Denn die Umsatz-
steuer wird automatisch auf die Preise
umgelegt", sagte Hauptgeschäftsführer
Gerd Landsberg.

Der Deutsche Mieterbund schlug eben-
falls Alarm: "Wenn CDU, CSU und
FDP tatsächlich kommunale Unterneh-
men mit dem vollen Mehrwertsteuersatz
belegen, wird sich das Wohnen in
Deutschland deutlich verteuern. Mietern
drohen dann jährlich bis zu 150 Euro
höhere Betriebskosten", sagte Präsident
Franz-Georg Rips voraus. Insgesamt
würde dies Gebührenerhöhungen im
Milliardenbereich bedeuten.

Die "Financial Times Deutschland" hat-
te berichtet, dass im Entwurf des Koali-
tionsvertrages von Union und FDP eine
"Wettbewerbsgleichheit kommunaler
und privater Anbieter insbesondere bei
der Umsatzsteuer" angestrebt werde.
Bund und Ländern, die sich die Mehr-
wertsteuer teilen, könnte der Plan bis zu
vier Milliarden Euro in die Kasse spü-
len.

Der FDP-Entsorgungsexperte Horst
Meierhofer warnte davor, Panik zu ver-
breiten. Es sei falsch, dass mit einer
Gleichbehandlung automatisch eine Ge-
bührenerhöhung einhergehe. Vielmehr
schaffe diese "einen fairen Wettbewerb
innerhalb des Systems, und mehr Wett-
bewerb führt zu mehr Effizienz".

Auch der CSU-Haushaltsexperte Bar-
tholomäus Kalb verteidigte die Pläne.
Die Liberalen hätten diese Idee aus
grundsätzlichen Erwägungen einge-
bracht. "Man kann da nicht grundsätz-
lich dagegen sein. Viele Städte und Ge-
meinden haben ihre Betriebe ohnehin
schon in der Rechtsform einer GmbH".
Der Präsident des Bundesverbandes der
Entsorgungswirtschaft, Peter Kurth, ver-
sicherte: "Die privaten Entsorger in
Deutschland sind bereit, sicherzustellen,
dass die Einführung der Umsatzsteuer-
gleichbehandlung nicht zu Gebührener-
höhungen für die Bürger führt."

SPD-Fraktionsvize Joachim Poss wet-
terte dagegen: "Tarnen und Täuschen
erweist sich auch beim Thema Umsatz-
steuer als das Motto der schwarz-gelben

Entlastungsheuchler. Nicht nur bei der
Kranken- und der Pflegeversicherung,
sondern nun auch bei den Müll- und
Abwassergebühren sollten die Bürger
zur Kasse gebeten werden.

Das Linkspartei-Vorstandsmitglied Mi-
chael Schlecht warnte vor bis zu 20 Pro-
zent teureren Gebühren: "Das ist eine
ungeheure Abzocke und ein Fundamen-
talangriff auf die öffentliche Daseins-
vorsorge." Statt die Profiteure der Fi-
nanzmarktkrise zur Kasse zu bitten,
sollten nun die Bürger die Lasten tra-
gen.

Auch Grünen-Chef Cem Özdemir kriti-
sierte, Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) lasse es zu, "dass die FDP an der
falschen Stelle Geld einnimmt, um es an
der ebenso falschen Stelle wieder auszu-
geben." Geringverdiener sollten "dafür
blechen, dass dem besserverdienenden
FPD-Klientel mit Steuersenkungen die
Nase vergoldet wird."

(Weitere Quellen: Landsberg im
"Münchner Merkur"; Kalb im "Kölner
Stadt-Anzeiger" (beide Freitagausgabe);
alle anderen in Mitteilungen)

ddp/nik/kos

Uhrzeit: 18:23
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Streit um die Mülltonne
Firmen würden gern an Abfallentsorgung und Entwässerung verdienen

Von Markus Schlesag BRAUNSCHWEIG. Laut Koalitions-Entwurf geht es um Wettbewerbsgleichheit.
Der Städtetag aber sieht in den Steuerplänen für die Müllabfuhr zusätzliche Lasten für die Bürger. Der
Verband kommunaler Unternehmen erwartet Gebührenerhöhungen um zwölf Prozent.

Der Bundesverband der Entsorgungs-
wirtschaft hält dagegen: Die Kritik der
kommunalen Interessenverbände schüre
Verunsicherung. "In mehr als zwei Drit-
tel aller deutschen Städte und Gemein-
den erledigen bereits heute private Un-
ternehmen die anfallenden Entsorgungs-
dienstleistungen." Die Preise müssten
einen Vergleich mit kommunalen Ge-
bühren nicht scheuen.

Entsorgung von Abwasser und Haus-
haltsabfall ist in Deutschland eine ho-
heitliche Aufgabe. "Die Wurzeln liegen
in der Seuchenabwehr", sagt Gerhard
Meier, Chef der Wolfsburger Entwässe-
rungsbetriebe. Es gebe einen gesetzli-
chen Auftrag, sagt Herbert Engel, Vor-

stand der Wolfsburger Abfallwirtschaft.
Und deshalb gebe es keinen Wettbe-
werb zwischen kommunalen und priva-
ten Unternehmen. "Entsorgung ist eine
Pflichtaufgabe. Die Kommune kann
sich allerdings freiwillig dafür entschei-
den, die Aufgabe an einen privaten
Dienstleister zu vergeben." Private Ent-
sorger dringen trotzdem auf mehr Wett-
bewerb, klagen sogar vor dem Europäi-
schen Gerichtshof.

Im Entwurf für den Koalitionsvertrag
zwischen Union und FDP heißt es laut
deutscher Presseagentur: "Wir streben
Wettbewerbsgleichheit kommunaler
und privater Anbieter insbesondere bei
der Umsatzsteuer an, um Arbeitsplätze

zu sichern und Investitionen zu ermögli-
chen."

Das lässt nicht nur den Wegfall der
Mehrwert-Steuerbefreiung für kommu-
nale Unternehmen zu. Zumindest theo-
retisch könnte dies auch bedeuten, dass
sowohl kommunale als auch private An-
bieter künftig von der Steuer befreit
werden. Offen wäre dann allerdings,
wie Bund und Länder die fehlenden
Einnahmen ersetzen könnten.
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